
StPO-3. Kapitel

Fahndung

(1) Liegt ein Haftbefehl oder Hegen die 
Voraussetzungen eines Haftbefehls vor und 
ist der Beschuldigte oder der Angeklagte 
flüchtig, kann er durch den Staatsanwalt 
zur Fahndung ausgeschrieben werden. Das 
gleiche Recht hat das Untersuchungsorgan, 
soweit Gefahr im Verzüge vorliegt.

(2) Der Staatsanwalt und das Unter­
suchungsorgan sind berechtigt, Beschul­
digte oder Angeklagte, bei denen die Vor­
aussetzungen eines Haftbefehls nicht ge­
geben sind, sowie Zeugen und Verdächtige 
zur Aufenthaltsermlttlung auszuschreiben.
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Steckbrief

(1) Auf Grund eines Haftbefehls kann 
der Staatsanwalt einen Steckbrief erlassen, 
wenn der Beschuldigte oder der Ange­
klagte flüchtig ist oder sich verborgen hält.

(2) Ohne Haftbefehl ist eine steckbrief­
liche Verfolgung nur zulässig, wenn ein 
Festgenommener entweicht. In diesen Fäl­
len können auch die Untersuchungsorgane 
einen Steckbrief erlassen.

(3) In dem Steckbrief ist der Verfolgte 
zu bezeichnen und zu beschreiben. Die 
Straftat, deren er verdächtig ist, sowie Ort 
und Zelt ihrer Begehung sind anzugeben.

(4) Die {{126, 134 gelten entsprechend.

Sechster Abschnitt 
Abschluß des Ermittlungsverfahrens

Abschließende Entscheidungen 
der Untersuchungsorgane

Die von einem Untersuchungsorgan ge­
führten Ermittlungen können abschließen

l.der Einstellung des Ermittlungsverfah-

г. der Übergabe der Sache an ein gesell­
schaftliches Organ der Rechtspflege;

3. der vorläufigen Einstellung des Ermitt­
lungsverfahrens ;

4. der Übergabe des Verfahrens an den 
Staatsanwalt.
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Einstellung 

durch die Untersuchungsorgane

(1) Die Untersuchungsorgane sind be­
fugt, das Verfahren selbständig einzustel­
len, wenn
1. der festgestellte Sachverhalt keine Straf­

tat 1st;
2. festgestellt ist, daß die Straftat nicht vom 

Beschuldigten begangen worden ist;
3. die gesetzlichen Voraussetzungen der 

Strafverfolgung fehlen.
(2) Das gilt nicht für solche Straftaten, 

für die der Generalstaatsanwalt die Ein­
stellung dem Staatsanwalt Vorbehalten 
hat

(3) Der Beschuldigte ist von der Ein­
stellung in Kenntnis zu setzen.

(4) Wird das Verfahren eingestellt, weil 
der Jugendliche aut Grund des Entwick­
lungsstandes seiner Persönlichkeit nicht 
fähig war, sich bei seiner Entscheidung zur 
Tat von den geltenden Regeln des gesell­
schaftlichen Zusammenlebens leiten zu 
lassen, sind den Organen der Jugendhilfe 
die getroffenen Feststellungen mitzuteilen.
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Übergabe an ein gesellschaftliches Organ 

der Rechtspflege

Liegen die Voraussetzungen für die 
Übergabe der Sache an ein gesellschaft­
liches Organ der Rechtspflege ({58) vor, 
ist diese zu übergeben. Der Staatsanwalt 
Ist davon zu unterrichten.

Vorläufige Einstellung 
durch das Untersuchungsorgan

Das Untersuchungsorgan 1st befugt, das 
Verfahren selbständig vorläufig einzustel­
len, wenn
1. der Täter nicht ermittelt werden konnte;
2. der Beschuldigte abwesend ist, nach der 

Tat geisteskrank geworden oder sonst 
schwer erkrankt ist
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Begründung und Benachrichtigung

(1) Die Einstellung oder die vorläufige 
Einstellung des Ermittlungsverfahrens ist 
schriftlich zu begründen.


